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AbstimmungüberSVP-Initiativewirdverschoben
Die Regierung führt erneut eine Vernehmlassung über Tempo 30 innerorts durch –mit Folgen für einenUrnengang.

Lukas Nussbaumer

Für die Luzerner SVP sowie
TCS, ACS und Astag soll auf
Kantonsstrassen innerorts
grundsätzlichTempo50gelten.
DieseHaltungwollendieVolks-
partei und die Automobilver-
bände mit einer im Juni 2023
eingereichten Volksinitiative
durchsetzen. Die Abstimmung
darüber, so legte die Regierung
noch im letzten Jahr fest, soll am
18.Mai stattfinden.

Nun können die Stimmbür-
gerinnenund Stimmbürger erst
EndeNovemberüberdie Initia-
tive «Tempo 50 auf Hauptver-
kehrsachsen innerorts» befin-
den.Grund ist einebisMitte Juni
dauerndeVernehmlassungüber
die Strassenverkehrsverord-
nung,welchedasBau-,Umwelt-
undWirtschaftsdepartement im
Auftrag der Regierung durch-
führt. Das teilte die Staatskanz-
lei amMontagmit.

Initiativewirdeventuell
zurückgezogen
Die ausschliesslich elektro-
nisch durchgeführte Vernehm-
lassung könne nicht mehr vor
den Sommerferien ausgewer-
tet werden, heisst es in der Be-
gründung für die Verschiebung
des Urnengangs und damit für
die Festlegung des neuen
Abstimmungstermins vom 30.
November.

Ob es überhaupt zu einer
Volksabstimmungkommt, ist al-
lerdings offen. Das Initiativko-
miteewill nachPrüfungdernun
in die Vernehmlassung ge-

schickten Strassenverkehrsord-
nung entscheiden, ob es am
Volksbegehren festhält oder es
zurückzieht.

Die nun durchgeführte Ver-
nehmlassung zur Frage von
Tempo50oder 30aufKantons-
strassen innerorts ist bereits die
zweite. Die erste fand im Rah-
men des Planungsberichts zu
Tempo 30 im letzten Frühjahr
statt und entsprach dem übli-
chen Vorgehen. Auf die jetzige
Befragung hingegen hätte die
Regierung verzichten können,
denn zu Verordnungen kann,

muss sie aber keine Vernehm-
lassung organisieren.

Tempo30 ist
dieabsoluteAusnahme
Dass die Strassenverkehrsord-
nung überhaupt angepasst wer-
den muss, geht auf elf Bemer-
kungenzurück,diederKantons-
ratAnfangDezemberdes letzten
JahresbeiderBeratungdesTem-
po-30-Planungsberichtsundder
von Regierung und Kantonsrat
ohneGegenvorschlagabgelehn-
ten Tempo-50-Initiative über-
wiesenhat. So hat dieExekutive

nun die Kriterien festgehalten,
welchebeiTempo-30-Gesuchen
angewendetwerden.

Aus der Verordnung wird
auch ersichtlich, dass auf Kan-
tonsstrassen innerortsweiterhin
grundsätzlich Tempo 50 gelten
soll – so, wie das Bau-, Umwelt-
undWirtschaftsdirektorFabian
Peter in derKantonsratssession
Anfang Dezember 2024 gesagt
hat. In derVerordnungheisst es
zudem, wie vom Parlament ge-
wünscht, der Entscheid über
eine Einführung von Tempo-
30-Zonen werde inklusive Be-

gründung und Bewertung der
Kriterien veröffentlicht.

Die Länge der Luzerner
Kantonsstrassen beträgt rund
530 Kilometer. Etwa 180 Kilo-
meter davon sind Innerortsab-
schnitte, aufdeneneineHöchst-
geschwindigkeit von 50 Stun-
denkilometern signalisiert ist.
DieLängeder realisiertenTem-
po-30-Zonenbeläuft sichauf 1,5
Kilometer, auf weiteren 3,6 Ki-
lometern wird die Einführung
vonTempo30vonder zuständi-
genDienststelleVerkehrund In-
frastruktur positiv beurteilt.

SozialinspektordecktIV-Betrugauf
Ein Ehepaar hat über 200’000Franken IV-Rente erwschindelt. AmKriminalgericht streiten sie alles ab.

Roger Rüegger

Die Befragung der Beschuldig-
ten hat an der Verhandlung am
Kriminalgericht vom Mittwoch
nichts Zählbares ergeben. Die
drei Richterinnen konnten der
59-jährigen Frau auch mit ein-
fachen Fragen kaum ein Wort
entlocken. Zu Beginn der Be-
weisaufnahme sagte sie dem
Übersetzer auf Albanisch kaum
vernehmbar drei Worte: «Ich
bin krank.» Als die Referentin
von ihr wissen wollte, ob sie Vi-
deoaufnahmen einerObservie-
rung von ihr wiedererkenne, si-
gnalisierte sie zumindest ein Ja.
Die Aufnahmenmachte ein So-
zialinspektor imAuftrag der IV.
Sie vermitteln lautderRichterin
einanderesBildderBeschuldig-
ten. Sie zeigen die Frau beim
Putzen, beim Einkaufen in der
Stadt und beim Spielen mit
einemKind.

Die Kosovarin und ihr
64-jährigerSchweizerEhemann
werdenbeschuldigt,mitunwah-
renAngabenüber ihrenGesund-
heitszustandunrechtmässigeine
Invalidenrente bezogen zu ha-
ben. Die Frau erhielt von März
2009 bis Mai 2017 IV-Renten-
leistungen inklusiveKinderrente
in Höhe von 173’159 Franken
und vom Januar 2010 bis Mai

2017 zusätzlich 41’470 Franken
Hilflosenentschädigung.

Immer
dasselbeMuster
Im September 2008 reichte die
Beschuldigte bei der Invaliden-
versicherungLuzerneinGesuch
um IV-Leistungen ein. Als Be-
hinderung gab sie Herz-, Rü-
cken- undpsychischeProbleme
an. Bei Abklärungen bezüglich
AnspruchaufRentenleistungen
ging das Paar laut Anklage-
schrift der Luzerner Staatsan-
waltschaft stetsnachdemselben
Muster vor: Die Frau blieb
stumm und geistesabwesend,
wirkteängstlichundwandtesich
hilfesuchend an ihrenMann.

Auf die Fragen der IV Lu-
zern, Gutachter undÄrzte habe
fast ausschliesslich ihr Mann
geantwortet, heisst es in der
Anklage. Gestützt auf seine
Schilderungen wurde der Be-
schuldigten unter anderem ein
«depressiv-stuporöses Zu-
standsbild mit dissoziativen
Zügen sowie eine Klaustropho-
bie» diagnostiziert – und eine
Arbeitsunfähigkeit von100Pro-
zent. Im Mai 2011 meldete die
Frau zusätzlich Hilflosenent-
schädigung an. Sie gab an, bei
alltäglichen Verrichtungen wie
Wäschewaschen, Ankleiden,

AufstehenundHinsetzen sowie
bei gesellschaftlichen Kontak-
ten auf die Hilfe Dritter ange-
wiesenzu sein.Zudembenötige
sie tagsübermedizinisch-pflege-
rischeHilfe.

Beschuldigter
sprichtvonUnrecht
AmKriminalgericht redeteeben-
fallsnur ihrEhemann.AlsErstes
sagte der Beschuldigte, der ge-
mäss seinenAussagen seit 2019
aus gesundheitlichen Gründen
keinerArbeit nachgeht undeine
Teilrente bezieht: «Meine Frau
war krank und sie ist krank. Sie

ist ängstlich.» Sie spreche nicht
mit fremdenLeuten,manchmal
rede sie auch nicht mit ihm.
Manchmal habe sie bessere
Tage, manchmal schlechtere.
Die Anschuldigungen seien un-
gerechtunddieRentezuUnrecht
gestrichenworden.

Für den Staatsanwalt gibt es
keinen Zweifel: «Die Frau hat
von Anfang an ein Krankheits-
bild vorgegaukelt, um unrecht-
mässig IV-Leistungen zu bezie-
hen.»Dabei habe das Paar sehr
vielAufwandbetrieben,umeine
soziale Institution zu hinterge-
hen und einen erheblichen Be-
trag zu erschwindeln. Die bei-
den hätten die Simulation und
Aussagen gezielt getätigt und
arglistig gehandelt. Erbeantragt
für beide Beschuldigten für ge-
werbsmässigen Betrug eine
Freiheitsstrafe von zwei Jahren,
bei einerProbezeit vonebenfalls
zwei Jahren.

Revisionsverfahrender
Invalidenversicherung
DerFallwurdewiederaufgegrif-
fen, nachdem die IV Luzern im
Jahr 2014 ein Revisionsverfah-
ren eingeleitet und von der Be-
schuldigtenschriftlichmehrfach
neue Angaben bezüglich ihres
Gesundheitszustandesund ihrer
Einkommensverhältnisse ver-

langthatte.Es folgtenzahlreiche
erneute Abklärungen und
Untersuchungsgespräche. Die
IV Luzern kam danach zum
Schluss, dass die Beschuldigte
von Beginn an ihren schlechten
Gesundheitszustand bewusst
vorgetäuschthätte.Am10.April
2017 wurden IV-Rente sowie
Hilflosenentschädigung rück-
wirkend aufgehoben.

DerVerteidigerderBeschul-
digtenforderte, seineMandantin
sei vollumfänglich freizuspre-
chen.Eshätte keineausreichen-
deRechtsgrundlage füreineOb-
servierung bestanden, weshalb
die Anklage die Videoaufnah-
men nicht als Beweise verwen-
den könne. Es handle sich dabei
um einen Eingriff in die Privat-
sphäre der Beschuldigten. Falls
dasGericht«widerErwarten»zu
einem anderen Urteil als einem
Freispruch käme, rechnete er
vor, dass es sich bei 173’000
Franken inacht Jahrenumeinen
nicht sonderlich hohen Delikts-
betrag handle.

AuchderVerteidigerdesBe-
schuldigtenverlangteeinenFrei-
spruch. Es sei nicht ersichtlich,
wie sein Mandant ein Lügen-
konstrukt erstellt haben soll. Er
habe nur für seine Frau über-
setzt.Aucherbetonte,dieObser-
vationsei rechtswidriggewesen.

Staatsanwaltschaft

«DieFrauhatvon
Anfanganein
Krankheitsbild
vorgegaukelt, um
unrechtmässig
IV-Leistungen
zubeziehen.»

Eine Tempo-30-Zone in Adligenswil Richtung Ebikon. Bild: Patrick Hürlimann (21. 2. 2023)

NeuerFahrplan
fürBerufswahl
Bildung Der Regierungsrat will
den Berufswahlprozess künftig
möglichst verbindlich festlegen.
Darum soll das Berufsinforma-
tionszentrum (BIZ) gemeinsam
mit derDienststelleVolksschul-
bildungdenBerufswahlfahrplan
neu gestalten. Dies geht aus
einer Antwort der Regierung zu
einem Postulat von FDP-Kan-
tonsrat Gaudenz Zemp hervor.
Die Regierungsrat beantragt
demKantonsrat,dasPostulater-
heblich zu erklären.

GemässZempistderProzess
derBerufswahlandenLuzerner
Sekundarschulen unterschied-
lich konzipiert undverläuft zeit-
lich nicht mehr synchron. So
würdeneinigeSchulenunteran-
derembereits inder1. Sekundar-
schulkasse Schnupperwochen
durchführen. «Damit können
die bereitgestellten Unterstüt-
zungsinstrumentenichtvollum-
fänglich und optimal genutzt
werden», schreibt Zemp. Der
zu frühe Start führe zudem zu
nachlassenden Leistungen am
Ende der Sekundarschule, zu
FehlentscheidenbeiderBerufs-
wahl und schliesslich zu Lehr-
abbrüchen.

Der Regierungsrat will den
Berufswahlfahrplan daher ver-
bindlich regeln.Unter anderem
soll der Zeitpunkt für denZebi-
Besuch in der 2. und bei Bedarf
in der 3. Sekundarklasse festge-
legt und die schriftlichen Lehr-
stellen-Vorverträge vor der 3.
Sekundarstufe eingeschränkt
werden. Auch sollen die Zeit-
fenster für den Berufswahlpar-
cours, für Schnupperlehrenund
Selektionspraktikaklardefiniert
werden. (sb)

MehrRechte für
Kinder inNothilfe
Asyl Kinder inderAsyl-Nothilfe
sollenkünftigmehr sozialeKon-
takte und Möglichkeiten erhal-
ten. Die Dienststelle Asyl- und
Flüchtlingswesen (DAF)hatent-
schieden, allenbetroffenenKin-
dern im Vorschulalter den Zu-
gangzuSpielgruppenzugewäh-
ren,«umdie sozialeTeilhabezu
fördern und so eine entwick-
lungshemmende und gesund-
heitsschädigendeUnterstimula-
tion der Kinder zu vermeiden».
Dies geht aus einer Antwort der
LuzernerRegierungaufeineAn-
frage der Grünen-Kantonsrätin
Laura Spring hervor.

Die DAF werde die Umset-
zung zeitnahmit den jeweiligen
Gemeindenangehenundklären,
welche Angebote verfügbar sei-
en. Weiter wurde beschlossen,
JugendlichennachAbschlussder
obligatorischen Volksschule
einenZugangzuvorbereitenden
Angeboten für die berufliche
Grundbildung sowie zu Integra-
tionsbrückenangeboten sowie
zurBerufslehre zu ermöglichen.

LauraSpringwollte vomRe-
gierungsrat unter anderemwis-
sen, wie es um die Rechte von
Kindernund Jugendlichensteht,
die derzeit imKantonLuzern in
der Nothilfe leben. Wie aus der
regierungsrätlichenAntworther-
vorgeht, lebtenper31.Dezember
2024 imKanton Luzern 64Kin-
derundJugendlichebis17 Jahren
in der Asyl-Nothilfe, 36 davon
seitweniger als einem Jahr. (sb)
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